
Der größte Unterschied zwischen Hörige 
und Leibeigene war der Umstand, dass 
der Hörige nur in Verbindung mit Grund 
und Boden, den er bearbeitete, abhängig 
war, während der Leibeigene persönlich 
abhängig gewesen ist, also seine Leis-
tungen persönlich erbringen musste. Die 
Abgaben, die der Hörige leisten musste, 
waren gutsbezogen (die Leistung erbrach-
te das Bauerngut), die Abgaben des Leib-
eigenen personenbezogen (also persönlich 
zu erbringen). Was jedoch die persönliche 
Abhängigkeit betraf, gab es kaum Unter-
schiede, beide unterlagen der Gerichtsbar-
keit des Grundherren, beide durften ohne 
Einwilligung des Grundherren nicht hei-
raten, beide konnten ohne Einwilligung 
des Grundherren sein Herrschaftsgebiet 
nicht verlassen.
Hatte dieses Abhängigkeitsverhältnis vom 
Grundherren im Mittelalter vielleicht noch 
seine gewisse Berechtigung, vor allem im 
wirtschaftlichen Bereich, aber auch hin-
sichtlich der Schutzpflicht des Grundher-
ren, so wurde dieses feudale Wirtschafts-
system in den neuen Jahrhunderten immer 
stärker als Belastung empfunden. Der 
Bauernstand versank im Laufe der Zeit 
immer tiefer in Schulden und damit ver-
bunden in Verzweiflung, aber erst als der 
Staat darüber zugrunde zu gehen drohte, 
griff dieser ein. Kaiserin Maria Theresia 
konnte schließlich von aufgeschlossenen 
Männern, die der Aufklärung anhingen, 
für ihre Anliegen gewonnen werden.
Als Aufklärung wird der Abschnitt der 
Neuzeit verstanden, in welchem der 
Mensch begann selbständig zu denken. 
Nicht Gott war allein für alles im Le-
ben verantwortlich, sondern man begann 
selbst nachzudenken über die vielen Fra-
gen, die sich um das Leben und das Uni-
versum drehten. Grob gesagt ging es dar-
um, dass der Mensch unter Berufung auf 
die Vernunft als universelle Urteilsinstanz 

sich von althergebrachten, starren und 
überholten Vorstellungen und Ideologien 
gegen den Widerstand von Tradition und 
Gewohnheitsrecht befreien möchte.
Als eine der ersten Maßnahmen erfolg-
te die sogenannte Bauernschutzgesetz-
gebung, deren erster Schritt die Erlassung 
des Robotpatentes von 1778 war, mit 
welchem die Robotpflicht auf drei Tage 
pro Woche herabgesetzt wurde. Grund-
lage dieser Gesetzgebung war auch, dass 
die Kaiserin die Ansicht vertrat, dass der 
Bauernstand als die zahlreichste Klasse 
der Staatsbürger die Grundlage und größ-
te Stärke des Staates ausmache und dass 
dieser Stand in einem Ausmaße erhalten 
werden muss, dass er seine Familie ernäh-
ren und daneben auch die allgemeine Lan-
desumlage bestreiten kann. Doch obwohl 
Maria Theresia die Verbesserung des Zu-
standes des Bauernstandes am Herzen lag, 
wagte sie doch nicht an den Privilegien 
der Stände und damit der Grundherren zu 
rühren.
Erst ihr Sohn, Kaiser Joseph II, kannte da 
wenig Skrupel und setzte mit dem Erlass 
des Leibeigenschaftsaufhebungspatent 
am 1. November 1781 einen entscheiden-
den Schritt. 
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Mit diesem Patent wurde die Leibeigen-
schaft der Untertanen aufgehoben und da-
mit allen Bauern das Recht auf freie Wahl 
des Wohnsitzes, freie Eheschließung ohne 
Zustimmung des Grundherren und freie 
Berufswahl ihrer Kinder gestattet. Weiters 
verbunden war damit die Möglichkeit des 
sogenannten Loskaufes. Damit war die 
Auflösung des Frondienstes gemeint. Der 
Bauer durfte sich vom Robot freikaufen. 
Dieser Robotfreikauf sollte möglichst in 
Geld abgegolten werden, doch war auch 
Naturalleistung erlaubt. Aber welcher 
Bauer konnte sich schon eine Geldablöse 
leisten oder Naturalleistungen erbringen? 
In der Praxis blieb es daher bei der per-
sönlichen Befreiung von der Abhängig-
keit, nicht jedoch eine wirtschaftliche Be-
freiung.
Gleichzeitig wurde ein Strafpatent er-
lassen, das die Strafgerichtsbarkeit des 
Grundherren stark einschränkte. Die Be-
strafung hatte ab jetzt nach streng fest-
gelegten Bestimmungen zu erfolgen, wo-
mit jeder Willkür Einhalt geboten wurde. 
Schläge, Prügel und hohe Geldstrafen wa-
ren Vergangenheit.
Und mit der Steuer- und Urbarialregulie-
rung von 1785 wurde festgelegt, dass 70 
Prozent des Grundertrages dem Bauern 
zu verbleiben hat und von den restlichen 
30 Prozent 12,5 Prozent als Steuer an den 
Staat und nur die restlichen 12,5 Prozent 
an den Grundherren fließen sollten. Der 
frühe Tod Josph II brachte aber dieses sein 
größtes Werk zur Bauernbefreiung aber 
schnell zu Fall.
Der letzte entscheidende Schritt zur end-
gültigen Bauernbefreiung kam dann erst 
1848. Hatte zwar Joseph II die Leib-
eigenschaft beseitigt, so blieb aber die 
Eigentumsregelung in Ober- und Nut-
zungseigentum sowie die Untertänigkeit 
grundsätzlich aufrecht. Diese „gemäßig-
te Erbuntertänigkeit“ fand dann mit der 

Grundentlastung, einem Bündel von Maß-
nahmen zur Reform der land- und forst-
wirtschaftlichen Rechtsbeziehungen in 
der Habsburgermonarchie ein Ende.
Ab 1848 wurden sukzessive Maßnahmen 
zur Grundentlastung gesetzt, welche im 
Grundentlastungspatent vom 4.3.1849 
gipfelten.                                                                                                                  

Grundentlastungspatent 4. 3. 1849 

Ein Kernpunkt der Grundentlastung war 
die Aufhebung des Untertänigkeitsverhält-
nisses des Bauern zum jeweiligen Grund-
eigentümer (Grundherrschaft), begleitet 
von einer Neuregelung der Steuereinhe-
bung und Gerichtsbarkeit. Die Gerichts-
barkeit der Grundherren (Patrimonialge-
richtsbarkeit) ging auf die Bezirksämter 
über, die bisherige persönliche Leistungs-
pflicht der Bauern an die Grundherrschaft, 
wie Zehent, Robot, Laudemium, Mor-
tuarium und andere Abgaben (nähere Er-
läuterung später) wurde durch Leistungs-
verpflichtungen an die Steuerämter nach 
einheitlichen Regeln abgelöst.

32


